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SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats

KVF-NR Kommission flr Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Strafrecht

In der Sommersession 2021 gab die RK-NR einer parlamentarischen Initiative Suter (sp,
AG) Folge, welche die Ergédnzung des Strafgesetzbuchs um einen Straftatbestand
Cybermobbing forderte. Die Problematik des Cybermobbings habe in den letzten
Jahren aufgrund der Digitalisierung stark zugenommen, wobei geméss einer Studie der
Z/HAW fast jede vierte minderjahrige Person von Cybermobbing betroffen sei. Die
bestehende Gesetzgebung sei vorwiegend auf Einzelhandlungen wie beispielsweise
Notigung ausgelegt und reiche nicht mehr aus, um auf das zunehmende Cybermobbing
zu reagieren, das in einer Vielzahl an Handlungen und Verhaltensweisen auf ein Opfer
einwirke. Im Rahmen der Beratung des Vorstosses beschloss die Kommission zugleich,
ein Kommissionspostulat (Po. 21.3969) einzureichen, womit sie den Bundesrat
beauftragen wollte, neue Bestrafungsmoglichkeiten fur Cybermobbing und digitale
Gewalt zu prifen. '

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

Zusétzlich zu den zahlreichen Vorstdéssen, mit denen das Parlament auch in
Krisenzeiten handlungsfahig bleiben soll und die im Herbst 2020 noch der Behandlung
harrten, wollte die SPK-NR mit einer parlamentarischen Initiative rasch
Voraussetzungen fir eine virtuelle Teilnahme an Abstimmungen im Parlament
schaffen. Die Kommission fasste Ende Oktober 2020 ihren Entschluss flur eine
tempordre Regelung, mit der auch jene Parlamentsmitglieder an Abstimmungen
teilnehmen kénnten, die aufgrund von Covid-19 in Quaranténe oder Isolation sind und
bei denen deshalb eine physische Préasenz nicht moglich ist. Die Ratsdebatte kdnne per
Live-Stream verfolgt und die Stimme mittels sicherem Verfahren aus der Distanz
abgegeben werden, so die Vorstellung der SPK-NR. Damit kénnte auch allfalligen,
krankheitsbedingten Verzerrungen der Stimmverhaltnisse vorgebeugt werden.

Zwar beugte sich die SPK-SR der Dringlichkeit des Anliegens, indem sie es nur 18 Tage
nach Einreichen durch die Schwesterkommission behandelte, dem Anliegen selber
wollte sie aber keine Folge geben. Mit 7 zu 6 Stimmen zwar nur knapp &usserte sie vor
allem staatspolitische Bedenken: Eine Ratsdebatte misse nicht nur verfolgt und
darlber abgestimmt werden; ein der Abstimmung vorangehender Austausch zwischen
Parlamentsmitgliedern sei ebenfalls bedeutender Bestandteil des
Entscheidungsprozesses. Dieser verlange aber die physische Prasenz der
Ratsmitglieder, so die Begriindung.

Der Vorstoss, der schon in der Wintersession 2020 hatte umgesetzt werden sollen, war
damit vom Tisch, nicht aber das Thema selber, das Inhalt weiterer Vorstdsse darstellte.
Diese beinhalteten etwa Vorschlage fur virtuelle Sitzungen bzw. Sitzungsteilnahmen (Pa.
Iv. Reimann [svp, SG; 20.4791) oder fiur alternative Arbeitsrhythmen (Pa. Iv. Marra [sp,
VD; 20.476]). Zudem doppelte die SPK-NR kurz nach der Absage ihrer
Schwesterkommission mit einem neuerlichen, dringlichen Vorstoss nach. 2

Parlamentsorganisation

Weil zwar das Blro-NR nicht aber das Buro-SR der parlamentarischen Initiative von
Sidney Kamerzin (mitte, VS) fir ein papierloses Parlament Folge geben wollte, wurde
der Vorstoss in der Herbstsession im Nationalrat behandelt. Der Initiant hatte seinen
Vorstoss mit den Erfahrungen der Corona-Krise begriindet, die gezeigt habe, dass es
dank Digitalisierung maoglich sei, den Parlamentsbetrieb mit digital erstellten,
verschickten und bearbeiteten Unterlagen zu organisieren. Das papierlose Parlament
sei auch aus Umweltgriinden anzustreben.

Nachdem das Blro-SR der Initiative im Mai 2021 mit 2 zu 1 Stimme (bei 2 Enthaltungen)
keine Folge geben wollte, beharrte das Blro-NR Mitte September 2021 auf seinem
urspringlich im Februar 2021 mit 7 zu 5 Stimmen gefassten Entscheid zu Gunsten der
Vorlage und empfahl dem Nationalrat diesmal mit 7 zu 4 Stimmen der Initiative Folge zu
geben. Obwohl bereits entsprechende Digitalisierungsarbeiten im Rahmen von «Curia
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plus» in Gang seien, solle rasch an den Erfahrungen aus der ausserordentlichen Session
in der BernExpo angeknupft werden, wo alle Dokumente digital zur Verflgung standen.
Die Kommissionsmehrheit verspreche sich mit der Annahme der parlamentarischen
Initiative auch mehr Druck fur die Umsetzung der Motion Frehner (svp, BS, Mo. 17.4026),
die den digitalen Ratsbetrieb verlange und am Ursprung von Curia plus stehe. Eine FDP-
SVP-Kommissionsminderheit sah hier jedoch keine Notwendigkeit. Im Gegenteil kdnnte
eine rasche Umsetzung von Curia plus eher verhindert werden, wenn weitere Arbeiten
in Angriff genommen werden mussten.

In der Ratsdebatte warb Sidney Kamerzin neben mehr Effizienz und Umweltschutz auch
mit mehr Geschwindigkeit und Sicherheit flir sein Anliegen, die mit Digitalisierung
moglich wirden. In den kantonalen Parlamenten von Genf, Zirich und Wallis sei das
papierlose Parlament zudem bereits umgesetzt. Ein Freund von ihm habe ihm
versichert: «Wenn uns dies im Wallis gelungen ist, kann es jeder.»

Fur die Kommissionsminderheit ergriff Roland Rino Bichel (svp, SG) das Wort. Der
Vorstoss sei «flir die Galerie» und komme einer Zwéngerei gleich. Es musse verhindert
werden, dass das Projekt Curia plus verzogert werde. Nur ein Nein zur Initiative
Kamerzin sei ein Ja zu Digitalisierung. Dieses Nein kam allerdings nur seitens der
geschlossenen SVP-, einer Mehrheit der FDP- und einer kleinen Minderheit der Mitte-
Fraktion. Die 72 Nein-Stimmen reichten gegen die 101 Ja-Stimmen nicht aus (9
Enthaltungen). Damit muss sich die kleine Kammer nun zum Anliegen aussern. *

Nachdem die grosse Kammer der parlamentarischen Initiative von Sidney Kamerzin
(mitte, VS) Folge gegeben hatte, musste sich das Blro-SR ein weiteres Mal Uber das
Anliegen fiir ein papierloses Parlament beugen. Zum zweiten Mal empfahl es den
Vorstoss zur Ablehnung. Die Moglichkeit, alle Unterlagen elektronisch zu erhalten,
bestehe bereits heute, wovon allerdings erst 29 Mitglieder des Nationalrats und 7 des
Standerats Gebrauch machten. Ein Grund fur diese geringe Anzahl seien die noch
bestehenden Nachteile. Dabei sei nicht nur an die «E-Mailflut» zu denken, sondern an
die Schwierigkeit, auf alle Unterlagen zugreifen zu kénnen, so der Bericht des Buros.
Dies sei erst ab 2023 mit «CuriaPlus» maglich. Mit dieser sich im Aufbau befindlichen
Plattform seien alle Kommissions- und Ratsinformationen zu einem Geschaft zentral
erhaltlich, durchsuch- und bearbeitbar. CuriaPlus werde eine papierlose
parlamentarische Arbeit ohne Zusatzaufwand ermaoglichen.

In der sténderatlichen Ratsdebatte machte sich Ruedi Noser (fdp, ZH) fiur die
Unterstitzung des nationalratlichen Beschlusses und fur Folgegeben stark. Angelehnt
an die Argumente des Blro-SR wirde er bei der Ausarbeitung der parlamentarischen
Initiative durch das Buro-NR empfehlen, dass nicht ein Verbot von Papier verlangt wird,
sondern dass das Prinzip «digital first» eingefihrt werde. Anders als heute wirden die
Unterlagen also nicht automatisch in Papierform verteilt («Papier first»), sondern wer
dies wolle, musse Papier nachfragen. Zudem wiurde er empfehlen, die Initiative auf die
neue Legislatur hin umzusetzen, wenn auch die neue digitale Infrastruktur zur
Verfligung stehen werde. Zwar fand Noser in Hans Wicki (fdp, NW), Matthias Michel (fdp,
ZG) und Lisa Mazzone (gp, GE) Unterstltzung - alle drei brachten in ihren Voten zum
Ausdruck, mithelfen zu wollen, weniger Papier zu produzieren. Die Mehrheit des
Standerats wollte der Initiative aber mit 25 zu 15 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) keine
Folge geben. Hauptargumente - vorgebracht von Werner Salzmann (svp, BE) und Alex
Kuprecht (svp, SZ) - waren ebenfalls, dass CuriaPlus bereits im Entstehen sei und dass
eine raschere Umsetzung auch mit Folgegeben der Initiative wohl kaum moglich ware. *

Landesverteidigung
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Landesverteidigung und Gesellschaft

La conseillére nationale Isabelle Moret (plr, VD) demande que la Confédération se dote
- en collaboration avec les cantons, le monde de la recherche et les entreprises suisses
- d'une infrastructure numérique souveraine, notamment d'un «cloud» souverain afin
de garantir une sécurisation des données sensibles et soumises au droit suisse. La
Confédération se chargerait du pilotage et en supporterait les colts.

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Gesellschaftsrecht

Pour prendre en compte la hausse des éléments intégrés dans les appareils,
notamment électronique, Samuel Bendahan (ps, VD) a déposé une initiative
parlementaire qui vise l'inclusion de tous les éléments faisant partie intégrante de
I'objet dans la garantie pour les défauts. Pour étre précis, alors que la législation
helvétique octroie, en principe, une garantie de deux années pour les objets, des
éléments intégrés échappent a cette garantie et s'usent plus rapidement que I'appareil.
Le parlementaire vaudois cite notamment les batteries. Par conséquent, la garantie est
caduque car I'élément intégré est indispensable au bon fonctionnement de I'objet.

La Commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) a proposé, par 17
voix contre 7, de ne pas donner suite a l'initiative. Premiérement, elle estime que le
caractere dispositif du droit de la garantie pourrait entrainer des conséquences
inverses que I'objectif initial de l'initiative. En effet, de plus en plus de garanties
d'objets seraient alors entierement exclus du contrat. Cette situation impacterait le
consommateur alors que l|'objectif initial est de le protéger. Deuxiemement, la
complexité du marché des sous-traitants, notamment dans I'électronique, rendrait
|'application de cette réglementation quasiment impossible. Au contraire, une minorité
s'est exprimée en faveur de l'initiative. Elle a notamment rappelé la dimension
écologique. ®

Afin de renforcer la protection des consommateurs et consommatrices, Samuel
Bendahan (ps, VD) a déposé une initiative parlementaire qui vise I'inclusion de tous les
éléments faisant partie intégrante de I'objet dans la garantie pour les défauts. Lors des
discussions en chambre, le Conseil national a refusé de donner suite a I'initiative par
119 voix contre 72 et 1 abstention. La chambre du peuple a donc suivi l'avis de la
majorité de sa Commission des affaires juridiques (CAJ-CN) et a rejeté une proposition
de la minorité Marti (ps, ZH). Le camp rose-vert n'a pas réussi a rassembler une
majorité, ne convaincant que les voix du PEV. ¢

Bildung, Kultur und Medien

Medien
Presse

Die Presse in der digitalen Transformation zu unterstltzen, war ein Anliegen des
Bundner Standerates Engler (cvp, GR), wie er es in einer parlamentarischen Initiative
Ende 2018 vorbrachte. Er forderte eine Teilrevision der gesetzlichen Grundlagen, um
eine Reihe von Massnahmen in der Presserférderung zu justieren. In vier Punkten
umschrieb Engler sein Vorhaben: Erstens sollten die Zustellung und der Vertrieb von
traditionellen Printmedien unterstutzt werden, indem in die digitale Transformation der
Verteilung der Zeitungen investiert wird. Zweitens sollten diverse Kriterien fur die
Bemessung der Forderbeitrage formuliert werden kénnen, die sich an der geltenden
Postgesetzgebung orientieren sollten. Drittens sah er vor, allgemeine Bundesmittel far
die indirekte Presseférderung frei zu machen und viertens sollte die Fordermassnahme
auf zehn Jahre beschrankt werden. Danach sollte es moglich sein, andere
Férdermassnahmen zu beschliessen. Als Motivation flr seinen Vorstoss nannte er die
Marginalisierung der Presse in der neuen Gesetzgebung Uber die elektronischen
Medien, wobei just die Vernehmlassung ein kritisches Gesamtbild zu diesem neuen
Gesetz hinterliess. Dagegen stiess der Ausbau der indirekten Presseférderung auf
Zustimmung.
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Die KVF-SR gab der Initiative im Sommer 2019 einstimmig Folge und &ausserte die
Meinung, dass die Zeitungen eine wichtige Grundlage fur die Meinungsbildung in der
Schweiz bildeten. Ebenso war die Kommission lUberzeugt, dass sowohl die digitalisierten
als auch die weiterhin auf Papier erscheinenden Inhalte beibehalten und geférdert
werden mussten, gerade weil die Medienhduser mit existenziellen 6konomischen
Herausforderungen konfrontiert seien. Von der Initiative Engler versprach sie sich eine
rasche Hilfeleistung an die Presse. Gleicher Meinung war die KVF des Nationalrates, die
die parlamentarische Initiative im September mit 14 zu 9 Stimmen unterstitzte und ihr
mit nur einer Enthaltung Folge gab. Gemass Medienmitteilung waren die gleichen
Argumente ausschlaggebend wie in der Schwesterkommission. ’

Durant la session d'hiver, le Conseil des Etats a accepté de classer I'initiative
parlementaire Engler, adhérant a la proposition de sa commission (CTT-CE). Alors que
I'initiative parlementaire avait été déposée en 2018, ses requétes ont été prises en
compte dans le cadre du train de mesures en faveur des médias, ne la rendant ainsi
plus nécessaire a I'heure actuelle. ®

1) Medienmitteilung der RK-NR vom 25.6.21; Pa.lv. 20.445

2) Medienmitteilung SPK-SR vom 10.11.20; NZZ, 11.11.20

3) AB NR, 2021, S. 1871 f.; Bericht Buiro-NR vom 13.9.21

4) AB SR, 2021S. 1166 ff.; Bericht Blro-SR vom 29.11.21

5) Communiqué de presse CAJ-CN du 15.11.2019; Rapport CAJ-CN du 14.11.2019
6) BO CN, 2020, p.128

7) Medienmitteilung KVF-NR vom 3.9.19; Medienmitteilung KVF-SR vom 2.7.19
8) BO CE, 2021, p. 1436
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